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An alle Betreibungsämter der Schweiz 
(prüfbar – jeder Sachbearbeiter kann selbst nachschlagen) (Es geht um 

vermutliche Bereicherung) 

Betreff: Statusklärung und Nachweispflicht gemäss SchKG 

 

Sehr geehrte Sachbearbeiterin / sehr geehrter Sachbearbeiter 

 

Bitte prüfen Sie anhand der offiziellen Quellen (fedlex.admin.ch, uid.admin.ch, dnb.com): 

 

 fedlex.admin.ch → SR 281.1 (SchKG) → Privatrecht 

 zefix.ch / uid.admin.ch → UID Ihres Amtes (z. B. Betreibungsamt Ostermundigen Bern CHE-

211.403.691)  

 dnb.com unter https://www.dnb.com/de-de/upik.html → D-U-N-S-Nummer (z.B 

Betreibungsamt Ostermundigen Bern 481268932) 

 Monetas.ch → Internationales Handelsregister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) ist auf unter Privatrecht eingeordnet. 

Prüfen Sie selbst: Gehen Sie auf fedlex.admin.ch, suchen Sie nach „SchKG“ oder SR 281.1. Oben in der 

Systematik steht: Privatrecht – Schuldbetreibung, Konkurs und Nachlassverfahren. 

Schlussfolgerung: Das SchKG wird im Privatrecht geführt – was die hoheitliche Natur der 

Betreibungsverfahren in Frage stellt. 
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1. Ihr Amt ist ein privates Unternehmen 

 UID (z.B. CHE-…….geben Sie ihr Betreibungsamt ein) -> uid.admin.ch 

 D-U-N-S Nummer -> dnb.com 

 UIDG Art. 3 Abs. 1 Ziff. 7 „Verwaltungseinheiten der Kantone und Gemeinde gelten als 

Unternehmen 

 UIDG Art. 3 Die UID identifiziert Unternehmen – nicht hoheitliche Behörden. Ihr Amt ist 

wie eine Firma registriert. 

2. Kein Beamter = Keine gesetzliche Leitung  

Gemäss Art. 2 SchKG (Stand 1.1.2025) leitet ein Betreibungsbeamter das Amt. 

Das Beamtengesetz vom 30. Juni 1927 (SR 172.22) wurde per 1. Januar 2002 durch das 

Bundespersonalgesetz (BPG, SR 172.220.1) ersetzt (Art. 39 BPG Abs. 1). Seitdem gilt das 

Obligationenrecht (OR) als Anstellungsgrundlage. 

 Ein Sachbearbeiter-Ausweis ist kein hoheitlicher Amtsausweis. 

 Ohne Bestallungsurkunde fehlt die gesetzliche Legitimation. 

 Früher hatten Beamte hoheitliche Funktionen (Art. 1 Beamtengesetz) und staatliche 

Versicherung. 

 Heute haftet ein Angesteller privat – was die fehlende Hoheit bestätigt. 

Das SchKG verlangt weiterhin einen Betreibungsbeamten. Ein Angestellter ohne Bestallung kann 

diese Funktion nicht ausüben. 

Früherer Beamtenstatus vs. heutige Realität 
Gemäss Beamtengesetz vom 30. Juni 1927: 

 

 Art. 1: Beamte übten hoheitliche Funktionen aus. 

 Art. 6: Beamte dienten dem Staat. 

 Beamte hatten eine staatliche Haftpflichtversicherung. 

 

Seit 1. Januar 2002 ist das Beamtengesetz aufgehoben (Art. 39 BPG, SR 172.220.1). Heute sind 

Mitarbeitende öffentlich-rechtlich angestellt nach Obligationenrecht (OR) und haften privat mit 

Privathaftpflichtversicherung – ein klarer Beweis für den Verlust hoheitlicher Befugnisse. (siehe auch 

Personalausweis und kein Amtsausweis). 

 

Das SchKG (Stand 1.1.2025) weist viele Gesetze mit dem Beamtenstatus auf, welches nun mehr einem 

Märchen gleicht und der Vergangenheit angehört. Denn wenn diese alten Gesetze weiterhin gelten, 

gelten dann auch noch die Schwertkämpfe auf dem Schlachtfeld? 

Beamtengesetz von 1927: Ein Beamter hatte Hoheit und eine staatliche Versicherung. 2002 BPG Artikel 

39 hebt den Status Beamter auf und hat nun eine Funktion als Angestellter, weshalb er privat haftbar ist 

und nicht mehr geschützt wird durch den Staat. 

Das SchKG verlangt einen Beamten. 
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Ein Schuldtitel (Vollstreckungstitel) wird nicht von Privatpersonen, sondern in der Regel von staatlichen 

Stellen oder bestimmten autorisierten Institutionen ausgestellt. Alle Angestellten handeln privat und 

haften privat. Ein privater Vertrag ist kein Schuldtitel, erst ein Gericht macht ihn vollstreckbar. Da auch 

ein Gericht privat und nicht staatlich ist , kann dies nicht durchgesetzt werden. 

Laut Wikipedia Beamter (Schweiz) 

 

 

Es steht: Inzwischen ist das Beamtengesetz nicht mehr gültig und es wurde durch das 

Verantwortlichkeitsgesetz abgelöst. 
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Und hier steht wieder überall „Beamter“ – obwohl der seit 2002 offiziell ausgestorben ist, wie ein 

Ritter in voller Rüstung, der noch auf sein Pferd wartet, während alle schon mit dem E-Bike fahren.  

„Seit 23 Jahren steht im SchKG ‚Betreibungsbeamter‘ – als hätte jemand das Gesetz mit Federkiel auf 

Pergament geschrieben und vergessen, es per WhatsApp zu updaten. Radio plärrt ‚Beamter!‘, TV zeigt 

‚Beamter!‘, Zeitungen drucken ‚Beamter!‘ – als würde man mit Feuerstein und Zunder ein Feuer machen 

und sich wundern, warum der Grill kalt bleibt.  
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Betrug? Oder einfach Mittelalter-Update verpasst? 

Und das Obligationenrecht (OR) wurde somit zur Anstellungs-Bibel des Bundespersonals – nicht das 

SchKG. Deshalb brauchen Sie eine Abtretungsurkunde. 
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Folge: Alles basiert auf einem Arbeitsvertrag statt Hoheitsakt – Betrug? 

Unterschrift und Namensnennung Fragwürdig ist auch die Unterschriftenpraxis: 

 Eine Unterschrift sollte mindestens 2–3 leserliche Buchstaben enthalten. 

 Viele Dokumente enthalten keinen vollen Namen der verantwortlichen Person. → Verstoss 

gegen Art. 5 BV (rechtsstaatliches Handeln). 

Gesetzliche Befugnisse; Es gibt keine klare Quelle, die die Befugnisse eines „Beamten“ definiert – 

insbesondere nicht die hier ausgeübten. Bitte senden Sie mir: 

 Die gesetzlichen Grundlagen, nach denen ein Sachbearbeiter hoheitliche Akte wie 

Pfändungsverfügungen erlassen darf. 

Steuerverwendung Forderung: 

 Nachweis, wohin Steuergelder fliessen und wofür sie verwendet werden. 

 Ich habe das Recht zu wissen, ob diese für Krieg eingesetzt werden. → Ich zahle nur, wenn es 

rechtens ist. 

Rechtskonformität Ihres Amtes; Ihr Amt hält sich nicht an die Gesetze der Schweiz: 

 weder an die Bundesverfassung, 

 noch an das OR, 

 noch an das SchKG, 

 noch an grundlegende Werte wie Würde und Menschlichkeit. 

Meine Frage: Handeln Sie im Auftrag des Staates – oder gegen ihn? 

Denn: 

 Sie drohen Familienvätern, die für ihre Kinder sorgen, 

 Sie drohen älteren Menschen mit Polizei – oft zu fünft oder mehr gegen einen, 

 Sie plündern, zwingen, beuten aus und greifen unrechtmässig in die Privatsphäre ein. 

Schlusswort Die Würde des Menschen ist unantastbar (Art. 7 BV) – doch Ihr selbsternanntes Amt 

ignoriert sie. 

Können Sie den Betroffenen noch in die Augen schauen? 

Wir klären friedlich auf und suchen eine rechtliche Lösung – ohne Streit, ohne Gewalt. 

Dieses Schreiben wird weitergeleitet an: 

 Menschenrechtsorganisationen, Polizeiposten, Militärbehörden.  
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Die Schweiz ist ein aktives Mitglied der Vereinten Nationen (UNO). Eine UN-Resolution ist ein offizieller 

Beschluss. Siehe UN Resolution A217 III Artikel 12 niemand darf willkürlich Eingriff in sein Privatleben, 

seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines 

Rufes ausgesetzt werden. Und hier Artikel 29 in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte.  
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In Artikel 7 die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen. Deshalb wird einem eine Person 

zugestellt und die Täuschung beginnt.  
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Alles kann und wird eines Tages gegen Sie verwendet werden, wenn Sie unrechtmässig eine Tätigkeit 

ausüben, die Sie in dieser Form weder ausüben dürfen noch mit der Bundesverfassung der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft vereinbar ist: Präambel „Im Namen Gottes des Allmächtigen“, in der 

Verantwortung gegenüber der Schöpfung. 

Wer staatliche Aufgaben ausübt, muss diese Verfassung kennen, denn das SchKG stützt sich darauf ab – 

lesen Sie selbst. Lesen Sie in der Bundesverfassung die Artikel 5 (Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns, 

alle vier Punkte), Artikel 7 (die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen), Artikel 9 (Schutz vor 

Willkür und Wahrung von Treu und Glauben), Artikel 10 (Recht auf Leben und persönliche Freiheit – 

nämlich die Freiheit, die ihr uns unrechtmässig nehmt), Artikel 35 (Verwirklichung der Grundrechte) und 

Artikel 36 (Einschränkungen von Grundrechten). Diese Bestimmungen werden durch Ihre Handlungen 

als Sachbearbeiter verletzt und könnten vor einem internationalen Gericht geprüft werden. 

Da wir alle Menschen sind und Fehler machen, möchten wir gemeinsam nach vorne schauen und dies 

zusammen klären. Kommen Sie auf uns zu, handeln Sie nun endlich menschlich und handeln Sie wie die 

Beamten, die es früher einmal gab. Ehrlichkeit und Gerechtigkeit werden sich immer durchsetzen. Wir 

müssen als Menschen miteinander sprechen, austauschen und voneinander lernen. 

Zirka 190 Länder oder mehr haben das Völkerrecht ratifiziert, auch die Schweiz – und besonders die 

Schweiz, da das Genfer Abkommen hier entstanden ist. Wenn es schon hier nicht eingehalten und 

durchgesetzt wird, wo dann? Ist es Ihnen wichtig, sich die Taschen voll zu machen und über die 

Menschenrechte wegzusehen, oder sich jetzt zu ändern? 

Aufklärung ist unerlässlich. Die Worte „Ich wusste von nichts“ oder „Ich habe nur getan, was man mir 

sagte“ stehen Ihnen nach dieser Darlegung nicht mehr zur Verfügung. Firmen haben keine hoheitlichen 

Rechte und kein Recht zu bestimmen, was übergeordnet ist. Deshalb gehören Sätze wie „ihr seid 

Staatsverweigerer und Ihnen hören wir nicht mehr zu“ nun der Vergangenheit an. 

Jemand, der lediglich eine Privathaftpflichtversicherung und einen Angestellten- oder Sachbearbeiter-

Ausweis besitzt, aber dennoch hoheitliche Akte ausübt und das Volk ausplündert, sollte sich ernsthaft 

fragen, ob er noch Moral besitzt. Denn genau er wäre dann der wahre Staatsverweigerer und Räuber – 

er handelt ohne Amtsausweis, und der Staat wird ihn, sobald die Täuschung ans Licht kommt, nicht 

schützen. Es ist kein Vorwurf, sicher machen Sie Ihre Arbeit gut, aber der Weg, den Sie momentan noch 

gehen, ist der falsche, denn er ist nach dieser Aufklärung unethisch. 

Wir alle machen Fehler, auch wir haben einst an den Weihnachtsmann geglaubt und mussten dann 

traurig feststellen, dass die Realität anders aussieht. Stellen Sie sich vor, ich würde Ihnen heute sagen, 

dass es den Weihnachtsmann doch gibt. Würden Sie nicht denken: „Der ist doch nicht ganz bei Sinnen“, 

und ihn aufklären wollen? Genau das geschieht gerade: Die Aufklärung über die wahre Rechtslage 

kommt, und viele werden sie zunächst für unglaublich halten. Doch sie ist real, und es ist an der Zeit, sie 

anzunehmen. 

Ja, ich hoffe aufrichtig, dass das Volk mit Herz und Verständnis reagiert und die Lösung friedlich sucht. Es 

ist weitaus besser, jetzt gemeinsam eine faire Lösung zu finden, bevor alles öffentlich ans Licht kommt. 

Lasst uns nie vergessen, dass wir einen Schöpfer haben und eine einzige Menschenfamilie sind.  
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Hier ist ersichtlich das der Beamtenstatus klar abgeschaft wurde und die Artikel die weiterhin in Kraft 

bleiben, sind Fürsorge bei Invalidität und hat nichts mit dem Beamtenstatus zu tun. 
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Angestellte können keine hoheits-Beamten sein da diese nun eine Privathaftversicherung haben 

https://www.bar.admin.ch/bar/de/home/service-publikationen/publikationen/geschichte-

aktuell/wie-die-beamten-zu-angestellten-wurden.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nun ist der Beweis ersichtlich es gibt weder Beamte noch ihre Gesetze, es ist alles leere Luft. Möge dieser Betrug 

milde Bestraft werden denn sie wussten nicht was sie taten, Familienleben wurden zersört, bedroht, terrorisiert, 

missbraucht, alles durch täuschung im Rechtsverkehr. Sie haben keine Genehminung. 172.220.1 

Bundespersonalgesetz 8. Abschnitt: Schlussbestimmungen Art. 39 Aufhebung bisherigen Rechts. Das 

Beamtengesetz vom 30. Juni 1927 wird aufgehoben. Volksverräter sind die die etwas ausüben was sie nicht 

dürfen und sich auch noch als Befugt ausgeben die aber keine Hoheit besitzen.  



12/18 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Steuerrechtsverhältnis gibt es somit nicht, punkt und Ende der Betrügerei. 

Eine Bestallungsurkunde ist ein offizielles Dokument, dass die Ernennung einer Person in ein Amt oder 

eine Funktion rechtlich bestätigt, eine Legitimation. Ursprung Bestallung = Dokument das diese Person 

für die Ernennung atmlich bestätigt. Kommt aus dem Mittelhochdeutschen und ist verwandt mit 

„stellten“. Zusammensetzung von Bestallung und Urkunde ist ein Dokument der Amtseinsetzung. Es 

legitimiert rechtlichens. 

Wo ist Ihre Bestallung?  Auf Seite 90              Klar und deutlich ein Beamter 

 

 

 

 

      

     Auf Seite 480  
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SchKG stand 1.1.2025 Artikel 2 spricht immer noch dass ein Beamter dies leiten muss und kein 

Sachbearbeiter und auch kein Angestellter. Eine Privathaftpflichtversicherung, die jeder Angestellter 

hat vom Betreibungsamt, wichtig zu wissen, was sie nicht abdeckt: sind, vorsätzlich verursachte 

Schäden im Rahmen Ihrer beruflichen Tätigkeiten. Haftung: Sie haften gesetzlich mit Ihrem gesamten 

Privatvermögen für Schäden, die Sie verursachen. 
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Wie ein amtlicher Name angeschrieben wird  
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Der Mensch hat zwei Personen, die Natürliche und Juristische. 

 Juristische Person (amtliche Person)-  MUSTERMANN, MAX 

 Natürliche Person - Mustermann, Max 

 Fiktive Täuschung – Herr Max Mustermann; Herr Mustermann Max 
Ein amtlicher Brief muss formell korrekt adressiert sein und klar erkennbar von einer zuständigen 
Behörde stammen. Eine Behörde darf keine unklaren, irreführenden oder unvollständigen Angaben 
machen – jede amtliche Mitteilung muss klar, transparent und ohne Täuschung formuliert sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 Ein Schreiben kann für Laien leicht irreführend wirken, wenn es formale Anforderungen nicht erfüllt 

oder wichtige Angaben fehlen. Wer die rechtlichen Grundlagen nicht kennt, bemerkt solche Mängel oft 

nicht. Deshalb ist es wichtig, dass Behörden vollständig transparent handeln und alle gesetzlich 

vorgeschriebenen Nachweise (Bestallungsurkunde, Amtausweis) erbringen. Dieser Brief stellt eine 

Täuschung im Rechtsverkehr dar, da er nicht an die Juristische Amtliche Person, sondern an eine fiktive 

Person adressiert ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

MUSTERMANN, MAX 
Musterstrasse [1] 
[0000] Muster 

Herr Max Mustermann 
Musterstrasse 1 
0000 Muster 
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Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass staatliche Macht an Recht und Gesetz gebunden ist, um Willkür zu 

verhindern und die Freiheit der Bürger zu schützen; sie basiert auf Gewaltenteilung (legislative, 

Executive, Judikative), der Bindung alles staatlichen Handlungen an das Gesetz, der Gewährleistung von 

Grundrechten und dem effektiven Rechtsschutz durch unabhängige Gerichte, was Transparenz, 

Rechenschaftspflicht und Gleichheit vor dem Gesetz sichert und eine zentrale Säule 

der Demokratie darstellt. Gesetzmässigkeit der Verwaltung: Behörden dürfen nur 

im Rahmen der Gesetze handeln und müssen sich an diese halten. 

Rechtsgleichheit: Alle Bürger stehen unter dem Schutz des Gesetzes und sind gleich 

zu behandeln, ohne willkürliche Bevorzugung oder Benachteiligung. 

Grundrechtsschutz: Grund und Menschenrechte sind garantiert und müssen vom 

Staat geachtet und geschützt werden.  

Kanton und Betreibungsamt und (Beamte) sollen zeigen das Sie rechtstaatlich 

handeln deshalb ist die Bestallungsurkunde und Amtsausweis verlangt das diese 

auch berechtigt, ohne diese sind Sie nicht berechtigt und jede Betreibung und 

Pfändung ist null und nichtig.  

Bestallungsurkunde = Berechtigung. Ohne diese handelt es sich um ein Insichgeschäft, das juristisch nicht 

zulässig ist, dies ist im Schweizerischen Juristischen Wörterbuch nachzulesen, das von jedem Gericht und 

allen Anwälten verwendet wird. Ein solches Vorgehen stellt Amtsmissbrauch dar. Im selben 

Schweizerischen Juristischen Wörterbuch ist festgehalten, dass ausschliesslich Mitglieder einer Behörde 

oder Beamte hoheitliche Akte ausüben dürfen. Da hier eindeutig Angestellte ihr Amt missbrauchen, 

sollten diese entweder das Amt niederlegen oder sich endlich an die geltenden Gesetze halten. Behörde 

wird im selben Wörterbuch definiert als Organ des Gemeinwesens in der Legislative, Exekutive oder 

Justiz. 

Spruch: Ehrlich währt am längsten, bedeutet dass man mit Ehrlichkeit auf Dauer am besten fährt und 

dass Unwahrheiten oder Betrug auf Dauer scheitern werden. 

Dem Betreibungsamt und seinen Angestellten scheint Geld und Machtausübung wichtiger zu sein als 

Recht und Menschlichkeit selbst. Das Genfer Abkommen wäre hier sicher einmal zu lesen, da es aus der 

Schweiz stammt. Im Genfer Abkommen wird Artikel 98 klar missachtet, ebenso Artikel 31 (kein 

physischer oder moralischer Zwang darf ausgeübt werden) sowie die weiteren Artikel 32 bis 34. Ihr 

macht lediglich ein Angebot unter Zwang mit Ihren Steuern und Briefen, die nicht amtlich sind – das ist 

Täuschung im Rechtsverkehr. Niemals werden wir Menschen ein derartiges Insichgeschäft mitmachen. 

Derjenige, der Macht ausübt und andere unterdrückt, sollte sich besser überlegen, ob er nicht lieber als 

Parasit bei seiner Wiedergeburt geboren werden möchte. Ein echter Beamter hätte dies alles gemerkt. 

Eine Bestallung ist eine Berechtigung, etwas Legales auszuführen und rechtlich zu erlauben, nämlich die 

Rechtsstaatlichkeit zu wahren. Hochverrat, Betrug und Völkermord sind die schwersten Verbrechen 

gegen den Staat und die Menschlichkeit. Wer sich als amtlich ausgibt, obwohl er privat ist, handelt illegal 

im Amt. 

WIR SIND EINE MENSCHENFAMILIE, WIR HELFEN EINANDER. KEINE UNTERDRÜCKUNG MEHR  
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Die Zehn Gebote nach 2. Mose 20 (Lutherbibel 2017) 

Da redete Gott alle diese Worte:  

1. Ich bin der HERR, dein Gott, der ich dich aus dem Land Ägypten, aus dem 

Sklavenhaus, herausgeführt habe. Du sollst keine anderen Götter haben neben mir. 

2. Du sollst dir kein Bildnis noch irgendein Gleichnis machen, weder des, das oben im 

Himmel, noch des, das unten auf Erden, noch des, das im Wasser unter der Erde ist. Du 

sollst sie nicht anbeten noch ihnen dienen. Denn ich, der HERR, dein Gott, bin ein 

eifernder Gott, der die Missetat der Väter heimsucht bis ins dritte und vierte Glied an den 

Kindern derer, die mich hassen, aber Barmherzigkeit erweist an vielen Tausenden, die 

mich lieben und meine Gebote halten. 

3. Du sollst den Namen des HERRN, deines Gottes, nicht missbrauchen; denn der HERR 

wird den nicht ungestraft lassen, der seinen Namen missbraucht. 

4. Gedenke des Sabbattags, dass du ihn heiligst. Sechs Tage sollst du arbeiten und alle 

deine Werke tun. Aber am siebenten Tag ist der Sabbat des HERRN, deines Gottes. Da 

sollst du keine Arbeit tun, auch nicht dein Sohn, deine Tochter, dein Knecht, deine 

Magd, dein Vieh noch dein Fremdling, der in deinen Toren ist. Denn in sechs Tagen hat 

der HERR Himmel und Erde und Meer gemacht und alles, was darin ist, und ruhte am 

siebenten Tag. Darum segnete der HERR den Sabbattag und heiligte ihn. 

5. Du sollst deinen Vater und deine Mutter ehren, auf dass du lange lebest in dem Lande, 

das dir der HERR, dein Gott, gibt. 

6. Du sollst nicht töten. 

7. Du sollst nicht ehebrechen. 

8. Du sollst nicht stehlen. 

9. Du sollst nicht falsch Zeugnis reden wider deinen Nächsten. 

10. Du sollst nicht begehren deines Nächsten Haus. Du sollst nicht begehren deines 

Nächsten Frau, Knecht, Magd, Rind, Esel noch alles, was dein Nächster hat.  

Punkt 8. Du sollst nicht stehlen wird klar missbraucht beim heutigen Sachbearbeiter und Punkt 9 

wird durch täuschung des Sachbearbeiters erneut missbraucht und die Menschen belogen.  
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